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Traktandum RG 0167/2018: Umsetzung der Steuerreform und der AHV-Finanzierung 

 

Ziffer I. 
 
Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern (Steuergesetz) vom 1. Dezember 1985 

 

§ 44 Abs. 1 soll lauten: 

 
1 Die Einkommenssteuer für ein Jahr beträgt 

 

Steuer Einkommen 

0.00 % von den ersten 18‘000 Franken 

5.00 % von den nächsten 2‘000 Franken 

6.00 % von den nächsten 3‘000 Franken 

7.00 % von den nächsten 3‘000 Franken 

8.00 % von den nächsten 5‘000 Franken 

9.00 % von den nächsten 7‘000 Franken 

9.50 % von den nächsten 14‘000 Franken 

10.00 % von den nächsten 18‘000 Franken 

10.50 % von den nächsten 28‘000 Franken 

11.50 % von den nächsten 212‘000 Franken 

 

Für Einkommen ab 310‘000 Franken beträgt die Steuer 10,50% des gesamten Einkommens. 

 

§ 72 Abs. 1 (geändert) soll lauten: 

 

Für Vermögen ab 3‘000‘000 Franken beträgt die Steuer 1,8 Promille. 

 

 

Begründung: 

 

Das heutige Steuersystem ist nicht zukunftstauglich. Die unterschiedlichen Steuergesetze der 

Kantone konkurrenzieren sich gegenseitig, was nicht im Sinne der Schweizer Volkswirtschaft 

sein kann und darf. Es ist jedoch nicht der Anlass des vorliegenden Geschäftes. In Anbetracht 

des internationalen Drucks, wird deshalb versucht, eine Lösung oder Teil einer Lösung zu 

finden, die die flankierenden Massnahmen besser abfedern. Zwar werden mit der Reform 

flankierende Massnahmen definiert, was sehr begrüssenswert ist, jedoch sie führen allesamt zu 

wenig weit und zielen vornehmlichen auf die der Wirtschaft dienlichen Massnahmen ab. 

Zunehmend geraten Familien des unteren Mittelstandes unter finanziellen Druck. Der Kanton 

Solothurn ist für die unteren Einkommen im oberen Bereich der Steuerbelastungstabelle zu 
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finden. Die Regierung hat dies erkannt und schlägt vor, die Freigrenze der Einkommenssteuer 

auf 12‘000 Franken anzuheben. Das ist sicher ein Schritt in die richtige Richtung, jedoch 

ungenügend, denn das bedeutet, dass Menschen, die unter dem Existenzminimum leben (12 x 

1‘700 Franken minus Abzüge), weiterhin Steuern bezahlen müssen, was schlicht grotesk ist. 

Eine Erhöhung der Freigrenze bei den Einkommenssteuern auf 18‘000 Franken führt einerseits 

zu Mindereinnahmen des Kantons und der Gemeinden, die Sozialhilfe dürfte dadurch jedoch 

entlastet werden, was im Sinne aller ist. Umgekehrt verhält es sich bei den Vermögenssteuern, 

die im Kanton Solothurn am Ende der Rangliste zu finden sind. Die Anhebung auf 1,8%o soll 

unter dem Aspekt einer breiteren Solidarität und der Abfederung der flankierenden 

Massnahmen dienen.  


